
Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfas-
sung über die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzule-
gen. Sie bestellt zwei Kassenprüfer, die weder dem Vorstand noch einem vom Vor-
stand berufenen Gremium angehören und auch nicht Angestellte des Vereins sein 
dürfen, um die Durchführung einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das 
Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu berichten. 
Die Mitgliederversammlung entscheidet z.B. auch über 
 a) Gebührenbefreiungen, 
      b)   Aufgaben des Vereins, 
 c) Genehmigung aller Geschäftsordnungen für den Vereinsbereich, 
 d) Mitgliedsbeiträge, 
 e) Satzungsänderungen, 
 f) Auflösung des Vereins. 
 

Die Höhe der Mitgliedsbeiträge bestimmt die Mitgliederversammlung. 
Die Höhe der Förderbeiträge kann darüber hinaus mit dem Fördermitglied selbst  fest-
gelegt werden. 
Spenden und Bußgelder aus dem Verbandsgebiet von Regionalvorständen werden 
von diesen selbst verwaltet. 
(5) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig 
anerkannt ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder. Jedes 
Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht ist nicht übertragbar. 
(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 
 Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
 

§ 9 Satzungsänderung 
(1) Für Satzungsänderungen ist eine 2/3 Mehrheit der erschienenen und vertretenen 
Ver einsmitglieder erforderlich. Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederver-
sammlung nur abgestimmt werden, wenn auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in 
der Einladung zur Mitgliederversammlung hingewiesen wurde und der Einladung so-
wohl der bisherige als auch der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt worden 
waren. 
(2) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts-, oder Finanzbehörden aus 
formalen Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Die-
se Satzungsänderungen müssen allen Vereinsmitgliedern alsbald schriftlich mitgeteilt 
werden. 
 

§ 10 Beurkundung von Beschlüssen 
Die in Vorstandssitzungen und Mitgliederversammlungen gefassten Beschlüsse sind 
schriftlich niederzulegen und von dem jeweiligen Versammlungsleiter und dem Proto-
koll führer der Sitzung zu unterzeichnen. 
 

§ 11 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 
(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 4/5 Mehrheit der in der Mitglie-
derversammlung anwesenden und vertretenen Mitglieder erforderlich. Der Beschluss 
kann nur nach rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung 
gefasst werden. 
(2) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der im Amt befindliche Vorsitzende und 
seine Stellvertreter die Liquidatoren. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steu-
erbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Deutschen Paritäti-
schen  Wohlfahrtsverband - Landesverband Niedersachsen e.V. , 30559 Hannover , 
Gandhistr. 5a, der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige bzw. mildtätige 
Wohlfahrtszwecke zu verwenden hat. 
 

Bonn, den 27.09.2003   

Satzung 
 

§ 1 (Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr) 
 

(1) Der Verein trägt den Namen "Bundesinteressengemeinschaft  
Geburtshilfegeschädigter e.V." 
(2) Er hat den Sitz in Bonn. 
(3) Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht in Bonn unter der Nummer 5652 
eingetragen. 
(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

§ 2 (Vereinszweck) 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige 
Wohlfahrtszwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke der Abgaben-
ordnung 1977“ (§§ 51 ff. AO) in der jeweils gültigen Fassung. 
Zweck des Vereins ist die Förderung und Betreuung von Menschen, die durch Fehler 
in der geburtshilflichen Versorgung geschädigt bzw. behindert sind, und ihrer Angehö-
rigen. 
(2) Der Verein kann seine Förderungs- und Betreuungsmaßnahmen ambulant, teilsta-
tionär und stationär erbringen. 
(3) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 
 -die Unterstützung der Betroffenen bei der Bewältigung des Alltags, z.B. bei der 
 Beschaffung von Hilfsmitteln und Wohnraum 
 -die Förderung von Bestrebungen, die das Ziel haben, den Betroffenen eine ihren 
 Schädigungen entsprechende Erziehung und Ausbildung zu ermöglichen 
 -die Organisation und das Betreiben familienentlastender Dienste 
 -die Unterstützung der Betroffenen bei der Aufdeckung der jeweiligen Schadensur- 
  sache auch mit dem Ziel zukünftiger Schadensvermeidung durch Ärzte und El-
 tern. 
  Hierzu zählt auch die Dokumentation ausgewählter und exemplarischer Geburts- 
 schadensfälle. 
 -Öffentlichkeitsarbeit, die sich offensiv für die Belange Geburtshilfegeschädigter 
 ein setzt. 
 Zur Verwirklichung seiner Ziele richtet der Verein Beratungsstellen ein und unter-
 hält sie. 
 Er kann auch weitere Einrichtungen, wie z.B.  Kurzzeitpflegeheime, einrichten und 
 unterhalten. 
 

§ 3 (Selbstlosigkeit) 
(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet wer-
den. Die Mitglieder des Vereins dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zu-
wendungen aus Mitteln des Vereins erhalten. 
(3) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung 
des Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens erhalten. 
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
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§ 4 (Mitgliedschaft) 
(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die seine Ziele unter-
stützt (s. § 2). 
Fördermitglieder können natürliche und juristische Personen werden. 
(2) Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. 
Gegen die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann innerhalb einer Frist von 4 Wochen 
nach Mitteilung der Ablehnung an den Antragsteller die nächste Mitgliederversamm-
lung angerufen werden. 
(3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod bzw. bei juristischen 
Per sonen durch deren Auflösung. 
(4) Der Austritt eines Mitgliedes ist erst nach Ablauf von 12 Monaten Mitgliedschaft 
möglich. Er erfolgt zum Jahresende durch eine schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Vorstand unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten. 
(5) Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen 
hat oder trotz Mahnung mit dem Beitrag für sechs Monate in Rückstand bleibt, so 
kann es durch den Vorstand bzw. durch die Mitgliederversammlung mit sofortiger Wir-
kung ausgeschlossen werden. 
Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. 
Stellungnahme gegeben werden. 
Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von vier Wochen 
(maßgebend ist der Posteingang) nach Mitteilung des Ausschlusses Berufung einge-
legt werden, über den die Mitgliederversammlung entscheidet. 
 

§ 5 (Beiträge) 
Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederver- 
sammlung (§ 8). Zur Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine Mehrheit der 
in der Mitgliederversammlung anwesenden und vertretenen stimmberechtigten Ver- 
einsmitglieder erforderlich. 
 

§ 6 (Organe des Vereins) 
 Organe des Vereins sind, 
 - der Vorstand 
 - die Mitgliederversammlung. 
Im Vereinsgebiet können unselbständige Regionalverbände gegründet werden. Un- 
selbständige Regionalverbände sind nicht selbst eingetragene, organisatorische 
Untergliederungen des Vereins. Ihre Gründung erfolgt aufgrund eines Vorstandsbe- 
schlusses. 
Die Gründungsversammlung wird durch den Vorstand einberufen. 
Die Regionalverbände können sich Satzungen geben, die der Genehmigung des 
Vorstandes bedürfen. 
Regionalverbände können durch 3/4 Mehrheit der erschienenen Mitglieder des Re- 
gionalverbandes oder durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit einfacher 
Mehrheit aufgelöst werden. 
 

§ 7 (Der Vorstand) 
(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und einem Stellvertreter und  
 mindestens einem, höchstens 5 weiteren Vorstandsmitgliedern. 
Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. Vorsitzende sowie sein Stellvertreter. 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren  
gewählt. 
Hauptamtliche Mitarbeiter des Vereins haben kein passives Wahlrecht. 
Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. 
Der Vorsitzende und die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung in  
einem besonderen Wahlgang bestimmt. 

Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit solan-
ge  im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind und ihr Amt antreten können. 
Die Vorstandsmitglieder bestimmen aus ihrer Mitte einen Stellvertreter des Vorsitzen-
den. 
(4) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. 
Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 
Durch eine medizinische und juristische Dokumentation die Regionalverbände zur 
umfangreichen und qualifizierten Beratung der Betroffenen in die Lage zu versetzen 
und zum anderen die Vereinszwecke in wissenschaftlicher Hinsicht zu besorgen. 
Darüber hinaus hat er die internen und externen Vereinszwecke auf Bundesebene zu 
planen und durchzuführen. 
Weiterhin hat der Vorstand die Aufgabe, die Interessen des Vereins gegenüber Ver-
bänden, Organisationen der Ärzte und Hebammen, gegenüber den Gutachterkommis-
sionen und Schlichtungsstellen, sowie Politikern und politischen Institutionen auf Bun-
desebene zu vertreten. 
Der Vorstand übt seine Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
Der Vorstand kann für die Geschäfte der laufenden Verwaltung einen Geschäftsführer 
bestellen. Dieser ist berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender 
Stimme teilzunehmen. 
(5) Vorstandssitzungen finden jährlich mindestens zweimal sowie nach Bedarf statt. 
Die Einladung zu den Vorstandssitzungen erfolgt durch den Vorsitzenden, bei dessen 
Verhinderung durch den stellvertretenden Vorsitzenden schriftlich unter Einhaltung 
einer Einladungsfrist von mindestens zwei Wochen sowie Beifügung der Tagesord-
nung. 
Jede satzungsgemäß einberufene Vorstandssitzung wird als beschlussfähig aner-
kannt ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen Vorstandsmitglieder. 
(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 
(7) Beschlüsse des Vorstandes können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder fern-
mündlich gefasst werden, wenn die Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu dem 
Verfahren schriftlich oder fernmündlich erklären. Schriftlich oder fernmündlich gefasste 
Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom jeweiligen Versamm-
lungsleiter und dem Protokollführer der Sitzung zu unterzeichnen. 
 

§ 8 Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich einzuberufen. 
(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das Ver-
einsinteresse erfordert oder wenn die Einberufung von mindestens zwei Regionalver-
bänden oder von 1/5 der Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe des Zweckes 
und der Gründe verlangt wird. 
(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch den Vorsitzen-
den, bei dessen Verhinderung durch den stellvertretenden Vorsitzenden. 
Anstehende Beschlussfassungspunkte sind den Vereinsmitgliedern ausreichend lange 
(mindestens 2 Wochen vorher) zur Vorbereitung zur Kenntnis zu geben. 
Demzufolge sind auf der Mitgliederversammlung keine weiteren Beschlussfassungs- 
punkte mehr zuzulassen (außer Dringlichkeitsanträge) . 
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungschreibens folgenden Tag. 
Es gilt das Datum des Poststempels. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als 
zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekanntgege-
bene Adresse gerichtet ist. 
(4) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist 
grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser 
Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden. 


